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Gusenbauer bringt´s nicht (1):

Zickzack-Kurs am laufenden Band

1. Zickzack-Kurs Nulldefizit

Mit dem Zick-Zack-Kurs zum Nulldefizit macht Gusenbauer politisches Bockspringen in Reinkultur. Zuerst will Gusenbauer einen ausgeglichen Haushalt – nur später als die Regierung, im Jahr 2004. Dann wieder doch nicht. Dann will er das Nulldefizit gleich gesetzlich festhalten. Nach heftiger SPÖ interner Kritik ist das natürlich alles „Nonsens“. Was bleibt ist: Die Sozialdemokraten wollen zurück zur alten Schuldenpolitik! Eins ist daher fix: Der Gusenbauer weiß nix! 

Einmal pro:

„Wir wollen das Nulldefizit 2004 erreichen und jetzt keine Steuererhöhungen“. Gusenbauer, 25.11.00, Standard.

Dann contra:

„Nulldefizit allein ist ökonomisch Unsinn.“ Gusenbauer, 15.02.01 News

Doch wieder pro:

„Das Nulldefizit hat dann einen Sinn, wenn man es nicht dogmatisch betrachtet.“ Gusenbauer, 24.02.02, Pressestunde

Und noch einmal pro:

Gusenbauer will das Nulldefizit sogar gesetzlich festlegen!

„ Eine neue Reformregierung würde keine massive Schuldenpolitik machen, sondern auf einen ausgeglichenen Haushalt hinarbeiten, Neuverschuldung würden wir mit der öffentlichen Investitionsquote begrenzen. Das könnte man in einem Bundesverfassungsgesetz verankern.“ 

Gusenbauer im Kurier am 26.03.2002

Dann aber doch contra:

Eine Woche später widerruft SPÖ-Parteichef Gusenbauer wieder seine Meinung. APA 063, 1.April 02: „Das Nulldefizit in der Verfassung zu verankern, ist Nonsens.. Ich habe einen völlig anderen Vorschlag gemacht." 

Dann Kritik der SPÖ an Gusenbauer:

Kritik von Ex-SP-Sozialminister Hesoun an Gusenbauer:  „Die ganze Partei schreit seit zwei Jahren gegen das Null-Defizit, und jetzt sind wir auf einmal für das Null-Defizit.“ Presse, 26.03.02,

2. Zickzack-Kurs Pflegegeld 

Der Meilenstein der Sozialpolitik – das Pflegegeld - ist für SPÖ-Parteichef Gusenbauer eine ökonomisch falsche Entscheidung!

Einführung des Pflegegelds war falsch:

"Als man das Pflegegeld eingeführt hat, hätte man fragen müssen: Wie kann ich in anderen Bereichen einsparen oder gibt es die Bereitschaft, höhere Steuern zu zahlen?.Das ist ökonomisch falsch.“ 

Gusenbauer, 23.3.02, Presse

Wenn es also nach Gusenbauer gegangen wäre:

· hätten heute über 270.000 Personen kein Pflegegeld

· gäbe es gravierende soziale Notstände – Alzheimer Patienten bekämen überhaupt keine Betreuung

· wären damit 18.000 Arbeitsplätze in Pflegeheimen und Spitälern nicht geschaffen worden

Dann war die Einführung des Pflegegelds doch richtig:

Die Zentralsekretärin Bures mußte in der APA klar stellen, dass Gusenbauer falsch verstanden wurde, und das „Pflegegeld ein sozialpolitischer Meilenstein“ sei, so Bures, 26.03.02, OTS0144

Sofort die Kritik der SPÖ an Gusenbauer:

 „Was will der Herr Gusenbauer? Der soll sich vor die Leute hinstellen und sagen, das ist falsch.  Ich kann mich nur erinnern, dass unseren Genossen das (Pflegegeld, anm.) zuwenig war.“ Josef Hesoun, 26.3.02 Presse 

3. Zickzack-Kurs Steuerreform

Begonnen hat die „Causa SPÖ und Steuerreform“ mit einer dringlichen Anfrage im Parlament: Am 18. 1. 2001 fordert die SPÖ die Senkung der Absetzbeträge. Die SPÖ und damit der SPÖ-Vorsitzende Gusenbauer, der den Antrag gestellt und abgegeben hat, haben damit anstelle einer Steuersenkung eine Steuererhöhung gefordert!

Diese kopflose Arbeitsweise gipfelte darin, dass der Antragsteller Gusenbauer auf diese Peinlichkeit selbstkritisch reagiert hat: „Auch bei uns gibt es einige Deppen, die ihrer Tätigkeit nicht gewachsen sind. Es wird noch Konsequenzen geben.“ 

(Neue Zeit, 20.01.01.)

Ab dann waren Gusenbauer´s Vorschläge zur Steuerreform aber nur mehr ein Widerspruch in sich. Das einzige Ziel von Gusenbauer ist eine ordentliche Zahlenoptik, sonst nichts.

Am 17.01.2002: „Die SPÖ fordert eine Steuerreform jetzt und zwar im Ausmaß von 2,2 Milliarden Euro für die kleinen und mittleren Einkommen.“ Gusenbauer, Salzburger Nachrichten, 17.01.02

Am 27.02.02, knapp ein Monat später: "Wir wollen eine Steuerentlastung von drei Milliarden Euro. Eine Milliarde für kleine Einkommen, eine Milliarde für mittlere Einkommen und eine Milliarde für Betriebe, die investieren." 

27.02.02 APA OTS 161.

Das Ergebnis dieses Zahlenspiels: Ein plus von 800 Millionen Euro

Nach nur einem Monat fordert der SPÖ-Parteichef bereits um 800 Millionen Euro mehr! Damit die Zahlenoptik besser zur Geltung kommt, werden bereits 3 Millionen Euro Steuerentlastung gefordert. 

Wobei nach dieser Milchmädchenrechnung Gusenbauer den kleinen und mittleren Einkommen beim 2. Vorschlag bereits 200 Millionen „gekürzt“ hat. Denn zuerst gab es für die kleinen und mittleren Einkommen 2,2 Milliarden Euro Steuerentlastung. Einen Monat später nur mehr 2 Milliarden für kleine und mittlere Einkommen.

4. Zickzack-Kurs Abfangjäger

Die bisherigen SPÖ-Parteichefs wussten immer um die Wichtigkeit einer seriösen Sicherheitspolitik für Österreich. Deshalb war die SPÖ immer für die Luftraumüberwachung.

SPÖ Chef Gusenbauer ist bekannt dafür, dass er seine Meinung innerhalb kürzester Zeit aber ändern kann. 

Der nächste Zickzack-Kurs ist daher vorprogrammiert. 

SPÖ pro Abfangjäger:

“Ich selber bin wirklich nicht dafür bekannt, glühender Militarist oder eisenfressender Kommiskopf zu sein, aber wir können nicht in einer Umgebung, in der alle Länder die Landesverteidigung ernst nehmen, diese nicht ernstnehmen. Die einzige wirklich ernste Folge all dessen wäre, dass wir dann als Staat mit unserer Landesverteidigung in ganz Europa nicht ernstgenommen würden und dafür stehe ich nicht zur Verfügung.“ 

SPÖ-Bundeskanzler Franz Vranitzky, 7.6.1988, ORF-Abendjournal

SPÖ-FPÖ-Regierung kauft 1985 sogar die Draken:

Am 26.03.1985 wurde in der rot-blauen Koalition der Ankauf des Draken und gleichzeitig der Grundsatzbeschluss für den Ankauf von Nachfolgemodellen beschlossen. 

Später war die SPÖ bei den Regierungsverhandlungen 1996/97 und 2000 immer für den Ankauf von Abfangjägern!

Mit Zustimmung der SPÖ in der Regierung wurde am 10.12.1996 das konkrete Planungsverfahren für die Draken-Nachfolge beschlossen. 

Die SPÖ ist selbst im gescheiterten SPÖ/ÖVP Regierungsabkommen im Jänner 2000 für Abfangjäger. 

Wiens SP-Chef Häupl kritisiert Gusenbauers Abfangjäger-politik:

Von der Plakatwerbung (gegen Abfangjäger) der SPÖ distanziert sich der Wiener SPÖ-Chef Häupl: "Ich will seriös bleiben, und da muss man schon sagen, dass Abfangjäger weder etwas mit der Steuersenkung noch mit der Hochwasserhilfe etwas zu tun haben." 

Häupl,10.09.02, APA 352

Aber Gusenbauer hat sich ohnedies ein Fenster für die Abfangjäger offen gelassen. Schließlich hat er das Abfangjägervolksbegehren von Rudolf Fussi nicht unterschrieben. Und auch seinen Parteifreunden konnte Gusenbauer nicht zu einer Unterschrift raten. Das konnte jeder „ganz frei, für sich“ entscheiden.

Dass sich Gusenbauer beim Volksbegehren nicht gegen die Abfangjäger stellen konnte, ärgerte natürlich seine Parteikollegen: 

"Man hätte offensiver sagen können: Wir haben das gleiche Ziel.Etwas mehr Unterstützung hätte ich mir gewünscht". Burgstaller, 13.08.02, Presse.

"Ein klareres Signal hätte ich mir schon gewünscht". Erich Haider, OÖ SP-Chef, 13.08.02, Presse.

Eines ist klar. Der Zickzack-Kurs von Gusenbauer wird weiter gehen!

5. Zickzack-Kurs Bezirkshauptmannschaften

Wie bürgerfern Gusenbauer ist, beweist er mit seinem Vorschlag, die Bezirkshauptmannschaften abschaffen zu wollen. Das ist der „Vorschlag“ der SPÖ zur Verwaltungsreform:

 „Wir glauben, dass eine komplette Verwaltungsebene einsparbar wäre, die Bezirkshauptmannschaften“ 

Gusenbauer, 5/2002 News

Die Bezirkshauptmannschaften „demokratisch nicht legitimiert“, sollten aufgelöst, ihre Aufgaben zwischen Gemeinden und Ländern aufgeteilt werden, meint Gusenbauer. 23.08.02, Presse

Den ländlichen Raum derart zu belasten, wurde selbstverständlich sofort von allen Parteien kritisiert. Selbst die SPÖ-Spitze hielt nicht zurück, und übte heftige Kritik an Gusenbauer.

Heftige SPÖ Kritik an Gusenbauer:

„Nicht der richtige Weg. Ich werde mit Gusenbauer reden.“ Burgstaller, 24.08.02, SN

„Die Verwaltung muss näher zum Bürger, nicht von ihm weg. Wir haben jetzt andere Sorgen, wie die schnelle Hochwasserhilfe.“ Erich Haider, SP-Chef OÖ, 24.08.02, OÖN

Doch keine Abschaffung der Bezirkshauptmannschaften:

Die Abschaffung der Bezirkshauptmannschaften sei kein Thema mehr, erklärte darauf der SPÖ-Chef am SPÖ-Präsidium: „Ich höre mir immer besser Argumente an und lasse mich überzeugen.“ 28.08.02, Presse

Mitten in der Hochwasserkatastrophe, der schwierigsten Zeit für Österreich seit dem zweiten Weltkrieg, hat SPÖ-Chef Gusenbauer nichts besseres zu tun, als destruktive Vorschläge für den ländlichen Raum zu machen. Sollten das die Voraussetzungen für einen Kanzlerkandidaten sein?

6. Zickzack-Kurs bei Parlamentsbeschlüssen

Zuerst beschließt die SPÖ im Parlament:

Am 20.Februar 2002 wurde das neue Abfallwirtschaftsgesetz mit den Stimmen ÖVP, FPÖ und SPÖ im Parlament beschlossen.

Dann kommt die Anzeige beim VfGH:

Am 26. April 2002 erklärt SPÖ-Klubobmann Cap stolz in der „Presse“, dass eine neue „SP-Klagswelle" den Verfassungsgerichtshof erreicht. Unter anderem auch das Abfallwirtschaftsgesetz. Ein Gesetz, das die SPÖ mit einer 2/3 Mehrheit mitbeschlossen hat. 

Solche Aktionen, die ausschließlich Geld kosten und dem Wähler überhaupt keinen Nutzen bringen, fanden selbst in den härtesten Oppositionszeiten der FPÖ nicht statt. 

7. Zickzack-Kurs Kindergeld

Der soziale Meilenstein der ÖVP, dass „Kindergeld für alle“, wurde von den Österreichern mit großer Zustimmung aufgenommen. 

Fast. Die einzigen kritischen Stimmen kamen von SPÖ-Politikern:

Die SPÖ, die am 4 Juli 2001 im Nationalrat gegen das Kindergeld gestimmt hat, hätte damit bereits im Sommer 2002 über 20.000 Familien davon ausgeschlossen. Monat für Monat hätte die SPÖ diese Familien um 436 Euro benachteiligt. 

Immer contra Kindergeld für alle:

„Wer nie gearbeitet hat, immer nur Hausfrau war“ soll auch kein Karenzgeld bekommen. 

SPÖ-Frauenministerin Barbara Prammer, 03.09.98, Standard.

„Ich gönne nicht jeder Frau ein Karenzgeld, weil Karenzgeld eine Versicherungsleistung ist!“ 

SPÖ-Familiensprecherin Sozialsprecherin Mertel, 10.02.99, ZiB3

Gusenbauer fordert nachdrücklich, dass auf die massiven Mehrausgaben "für Dinge, die nicht notwendig sind, wie das Kindergeld, Abfangjäger, Lohnnebenkostensenkung im großen Ausmaß" verzichtet wird. 

Gusenbauer, 30.08.00, OTS0222.

Doch dann sind doch alle wieder pro Kindergeld:

„So etwas kann man nicht abschaffen..“ 

Burgstaller, 02.03.02, Presse

"Auch das Kindergeld hilft einzelnen Gruppen." 

Gusenbauer, 11.09.02, Kurier

8. Zickzack-Kurs bei den Koalitionspräferenzen gegenüber FPÖ

Gusenbauer behält bei den Koalitionspräferenzen seinen Zickzack-Kurs bei. Er macht der FPÖ zwar keine direkten Angebote, doch bei genauer Betrachtung sieht man bei Gusenbauer versteckte Avancen. 

Pro FPÖ:

Auf die Frage: Wenn sich die FPÖ bessert, warum nicht?: 

"Wenn sie nicht mehr mit der Haider-FPÖ in Zusammenhang gebracht wird, wäre das eine neue Situation. Der Wesenszweck der SPÖ liegt nicht darin, dass die FPÖ nicht in der Regierung ist, sonder moderne, zukunftsorientierte, sozial gerechte Politik für Österreich zu machen." 

Gusenbauer, 27.08.00, Kurier

Und nochmals pro:

"Die Entwicklung der FPÖ von einer Partei der Rechten mit extremistischen Ausdrücken zu einer verantwortlichen Regierungspartei ist nicht völlig ausgeschlossen. 

Gusenbauer, 11.09.00, Format

Dann doch contra:

"Mit dieser Partei ist kein Staat zu machen und mit einem Jörg Haider erst recht nicht. Diese Leute haben kein anständiges Verhältnis zur Demokratie. Solange also ich Parteiobmann bin, kommt eine Koalition nicht in Frage." 

Gusenbauer, 31.01.02, News

Zwischendurch pro:

"Wenn die FPÖ eine Partei wäre wie die deutsche FDP, würde die Welt anders ausschauen." 

Gusenbauer, 10.05.02, Format

Nein, doch contra:

"Auf Basis der programmatischen Unterschiede zwischen FPÖ und SPÖ will ich keine Koalition mit der FPÖ machen."

9. Zickzack-Kurs bei den Koalitionspräferenzen gegenüber der ÖVP

Dass zwischen den Grünen und der SPÖ von Beginn der ÖVP-FPÖ-Reformregierung ein „rot-grüner Weg“ beschlossen wurde, ist bekannt. Dass die Grünen noch keinerlei Regierungserfahrung haben, auch nicht auf Landesebene, stört den SPÖ-Kandidaten Gusenbauer nicht. „Rot-Grün ist auch eine ernsthafte Möglichkeit. Kooperationen sind auch möglich, auch wenn es sie nicht vorher in Ländern gegeben hat." Gusenbauer, 06.12.00,

Im Vordergrund steht der Machtgewinn der SPÖ und nicht der Wunsch nach professioneller Regierungsarbeit. Damit nicht alle Wege zur ÖVP abgebrochen werden, fährt er einen Zickzack-Kurs zwischen einem „Nein mit dieser ÖVP“ oder „nur zu einer völlig veränderten ÖVP“ oder „jeder in der ÖVP ist mir willkommen“.

Contra ÖVP:

"Entweder eine Koalition mit den Grünen oder mit einer veränderten VP, wenn neue Mehrheiten da sind. Die Politik des VP-Klubchefs etwa reißt Brücken nieder. Daher wird bei uns ein neuer Pakt mit der VP sehr skeptisch gesehen."

Gusenbauer, 31.05.01, News

"Mit einer Khol und Schüssel-ÖVP, die vor jeder Haider-Provokation in die Knie geht, wird es mit der Sozialdemokratie sehr große Schwierigkeiten geben". 

Gusenbauer, 22.02.02, APA 384

Doch dann pro ÖVP:

„Ich sage ganz offen, ich brauche keine Personalbedingungen an andere Parteien zu stellen. Ich bin Demokrat genug zu akzeptieren, dass, wenn Parteien ihre Repräsentanten wählen, man mit denen entweder kooperiert oder nicht, und ich bin ja nicht Delegierter am ÖVP-Parteitag, der das zu entscheiden hat.“ 

Gusenbauer, 24.02.02, Pressestunde

"Ich halte nichts von irgendwelchen personellen Vorbedingungen. Es ist das demokratische Recht jeder Partei, ihre Spitzenfunktionäre zu wählen. Und mit denen verhandelt man eben." 

Gusenbauer, 11.09.02, SN

10. Zickzack-Kurs Mehrheitswahlrecht

Gusenbauer möchte das Wahlrecht, vom Verhältniswahlrecht zum Mehrheitswahlrecht ändern. Das Motiv von Gusenbauer ist nicht gerade rühmlich: Das Mehrheitswahlrecht bereitet Kleinparteien Probleme, überhaupt in den Nationalrat zu kommen. Die Grünen hätten damit wenig Chancen im Nationalrat vertreten zu sein. Sie würden dann ihre Politik auf der Straße machen. Noch mehr Demonstrationen wären vorprogrammiert. 

Gusenbauer für Mehrheitswahlrecht:

„Ich als Anwalt der direkten Bürgerinteressen sage, es ist besser, die Bürger entscheiden direkt über eine Regierung, als über den Umweg von Parteienverhandlungen“. 

Gusenbauer, 26.07.02, APA 070.

Doch die SPÖ ist gegen das Mehrheitswahlrecht:

Aber lange konnte Gusenbauer an seiner Idee nicht festhalten. Wie so oft wurde Gusenbauer von seinen „konstruktiven“ Ideen zurück gepfiffen.

 „Mir gefällt nicht alles was da gesagt worden ist. ... Wir sollten nicht mit dem Gedanken spielen, irgendwo bestimmte Wählergruppen auszugrenzen über ein Mehrheitswahlrecht.“

Hanns Sallmutter, 01.09.02 APA 0028.

Besonders SP-Paramentspräsident Heinz Fischer wiederspricht Gusenbauer: "Es gibt kein Nachdenkverbot über solche verfassungspolitischen Fragen. Auf der anderen Seite weiß jeder – und ich habe keinen Grund, das jetzt anders darzustellen -, dass ich bei der Abwägung der Vorteile des Mehrheitswahlrechts und der Vorteile des Verhältniswahlrechts immer die größeren Vorteile beim Verhältniswahlrecht und dem damit zusammenhängenden Prinzip der Wahlgerechtigkeit gesehen haben.“

Fischer, 29.07.02, APA 054.

Damit war auch diese Gedankenanregung zu den Akten des Gusenbauer-Archivs gelegt.
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